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Kernwaffenfreie Zonen —
völkerrechtliches Instrument der Friedenssicherung
Dr. MARKO LEIS,
Sektion Nordeuropawissenschaften der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald

Vom 20. bis 22. Juni 1988 findet in Berlin, Hauptstadt der 
DDR, ein „Internationales Treffen für kernwaffenfreie Zo­
nen“ statt. Das von Erich Honecker initiierte Treffen, das in 
der Weltöffentlichkeit auf großes Interesse stößt und als 
„außerordentlich zeitgemäß“ bezeichnet wird, soll dem inter­
nationalen Meinungs- und Erfahrungsaustausch über regio­
nale Kernwaffenfreiheit weiten Raum geben.

Der nachstehende Beitrag nimmt aus völkerrechtlicher 
Sicht zu dieser Thematik Stellung. D. Red.

In zunehmendem Maße widerspiegelt sich im Denken und 
Handeln der Menschen, Völker und Staaten die Erkenntnis, 
daß es im nuklear-kosmischen Zeitalter nur die Alternative 
gibt, durch gemeinsame, den Frieden sichernde Anstrengun­
gen aller Staaten und gesellschaftlichen Kräfte zu überleben 
oder in einem möglichen Kernwaffenkrieg gemeinsam unter­
zugehen. Das Recht der Völker und Staaten auf Frieden kann 
heute weniger denn je durch weitere Rüstung und Streben 
nach militärischer Überlegenheit, sondern nur durch mitein­
ander gestaltete Sicherheit aller Staaten, durch gemeinsame 
und gleiche Sicherheit in allen Bereichen verwirklicht wer­
den.

Die Friedenssicherung als kategorischer Imperativ der Ge­
genwart ist unmittelbar mit der Frage verknüpft, wie das 
Völkerrecht in diesem Prozeß wirksam werden kann, damit 
ein Zustand erreicht wird, in dem „ein umfassendes System 
der internationalen Sicherheit zugleich ein System der um­
fassenden Rechtsordnung darstellt, mit dem das Primat des 
Völkerrechts in der Politik garantiert wird“.1 Das Völker­
recht, das auf Vereinbarungen zwischen Staaten beruht, gibt 
durch die verschiedenen Inhalte und Formen dieser Verein­
barungen die Möglichkeit, solche komplexen und komplizier­
ten Materien wie die Rüstungsbegrenzung und Abrüstung 
für die Beteiligten rechtsverbindlich zu regeln. Die große 
Anzahl bi- und multilateraler Verträge aus diesem Bereich 
belegt diese Feststellung nachdrücklich.1 2 Unter den gegen­
wärtigen Bedingungen wird die Nutzung des Völkerrechts 
als Recht der Friedenssicherung zu einer zwingenden Not­
wendigkeit.

Im Zentrum der Abrüstungsbemühungen steht die Besei­
tigung der Kernwaffen als der gefährlichsten Massenver­
nichtungswaffen. Mit dem Washingtoner Vertrag zwischen 
der UdSSR und den USA über die Liquidierung ihrer Ra­
keten mittlerer und kürzerer Reichweite (INF-Vertrag) vom
8. Dezember 1987 ist der Einstieg in die nukleare Abrüstung 
erreicht worden.2 4 Auf der Tagesordnung steht nunmehr ein 
Abkommen zwischen der UdSSR und den USA über die 
50prozentige Reduzierung ihrer strategischen Offensivwaffen 
bei strikter Einhaltung des ABM-Vertrages von 1972.

Bei der Verwirklichung von Maßnahmen zur Friedens­
sicherung — und damit auch zur Reduzierung und Beseiti­
gung von Kernwaffen — sind zwei unterschiedliche, aber mit­
einander verknüpfte Herangehensweisen möglich: Zum einen 
erfordert die weltweit existierende Friedensbedrohung ein 
globales Herangehen; Ausdruck dessen ist der Vorschlag der 
Sowjetunion zur Schaffung eines umfassenden Systems der 
internationalen Sicherheit, das militärische, politische, öko­
nomische und humanitäre Aspekte einschließt/1 Zum ande­
ren ist die Realisierung umfassender internationaler Sicher­
heit eng mit Maßnahmen zur Rüstungsbegrenzung und Ab­
rüstung auf regionaler Ebene verbunden; hierzu gehören 
auch völkerrechtliche Verträge über regionale Kernwaffen­
freiheit.

Die Verknüpfung von Globalem und Regionalem wird 
bereits in der UN-Charta deutlich: Globale Aufgabe der UNO 
und ihrer Mitglieder ist es gemäß Art. 1 Ziff. 1, „den Welt­
frieden und die internationale Sicherheit aufrechtzuerhalten“, 
aber die Bestimmungen der Charta „schließen das Bestehen

von regionalen Vereinbarungen oder Organen zur Behand­
lung von Angelegenheiten nicht aus, die mit der Aufrecht­
erhaltung des Weltfriedens und der internationalen Sicher­
heit Zusammenhängen und sich für regionale Maßnahmen 
eignen“ (Art. 52 Ziff. 1).

Im folgenden soll ein Überblick über die Abkommen zur 
regionalen Kernwaffenfreiheit gegeben und dabei die Reali­
sierbarkeit dieser Maßnahmen verdeutlicht werden.

Die Kernwaffenfreiheit souveränitätsfreier Räume

Die bisher bestehenden Verträge über Kernwaffenfreiheit 
kann man nach der Art ihres territorialen Geltungsbereichs 
und nach dem Umfang der in ihnen enthaltenen Waffenver­
bote unterscheiden in Verträge über entmilitarisierte Gebiete 
in souveränitätsfreien Räumen und in Verträge über kern­
waffenfreie Zonen in Gebieten, die der staatlichen Souve­
ränität unterliegen.

Nach dem Völkerrecht gehören zu den souveränitätsfreien 
Räumen das Offene Meer einschließlich Meeresboden, die 
Antarktis und der Weltraum.5 Da diese Räume nicht der An­
eignung durch einzelne Staaten unterliegen, ist ihre Nutzung 
nur gemeinsam durch alle Staaten auf gleichberechtigter 
Grundlage und auf friedlichem Wege möglich. Das Rechts­
regime für ihre Nutzung wurde in völkerrechtlichen Verträ­
gen vereinbart, so im Antarktisvertrag vom 1. Dezember 
19596, im Vertrag über das Verbot der Stationierung von 
Kernwaffen und anderen Massenvernichtungswaffen auf dem 
Meeresgrund und Ozeanboden und in deren Untergrund 
(Meeresbodenvertrag) vom 11. Februar 19717, im Vertrag 
über die Prinzipien für die Tätigkeit der Staaten bei der 
Erforschung und Nutzung des Weltraumes einschließlich des 
Mondes und anderer Himmelskörper (Weltraumvertrag) vom 
27. Januar 19678 9 sowie im Vertrag über die Tätigkeit der 
Staaten auf dem Mond und auf anderen Himmelskörpern 
(Mondvertrag) vom 18. Dezember 1979.®

Gemeinsam ist diesen Verträgen, daß den Partnern eine 
Pflicht zur ausschließlich friedlichen Nutzung der betreffen­
den Gebiete auferlegt wird; sie wird in den Präambeln der 
Verträge mit den Zielen und Prinzipien der UN-Charta in 
Verbindung gebracht. Kern dieser Ziele und Prinzipien sind 
die Grundprinzipien des Völkerrechts, die auf Grund ihres 
zwingenden Charakters (ius cogens) unmittelbare Rechts­
wirkungen entfalten und zugleich wesentliche Strukturele­
mente des Völkerrechts sind.10 Durch die ausdrückliche Be­
zugnahme auf solche Grundprinzipien wie das Gewaltverbot, 
die friedliche Zusammenarbeit und die Einhaltung völker­
rechtlicher Verträge läßt sich eine Rechtspflicht zur friedli­
chen Nutzung souveränitätsfreier Räume herleiten, die da­
mit mehr ist als ein bloßes Handlungsgebot für die Ver­
tragsstaaten.
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